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Presse und Information 

PRESSEMITTEILUNG Nr. 33/08 

22. Mai 2008 

Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-499/06 

Halina Nerkowska / Zakład Ubezpieczeń Społecznych Oddział w Koszalinie 

DIE ZAHLUNG EINER INVALIDITÄTSRENTE, DIE EIN MITGLIEDSTAAT 
ZIVILEN KRIEGS- ODER REPRESSIONSOPFERN GEWÄHRT, DARF NICHT 
ALLEIN DESHALB VERWEIGERT WERDEN, WEIL DER BERECHTIGTE IN 

EINEM ANDEREN MITGLIEDSTAAT WOHNT 

Das Erfordernis des Wohnsitzes im Inland, wie es in der polnischen Regelung vorgesehen ist, ist 
unverhältnismäßig 

Frau Nerkowska, die die polnische Staatsangehörigkeit besitzt, wurde 1946 im Gebiet des 
heutigen Weißrussland geboren. Nach dem Verlust ihrer Eltern, die kraft eines Gerichtsurteils 
nach Sibirien deportiert wurden, wurde sie selbst 1951 in die ehemalige UdSSR deportiert, wo 
sie unter schwierigen Bedingungen lebte. 1957 kehrte sie nach Polen zurück. 1985 verließ sie 
Polen und ließ sich dauerhaft in Deutschland nieder. 

Der Zakład Ubezpieczeń Społecznych Oddział w Koszalinie (Sozialversicherungsanstalt, 
Dienststelle Koszalin) verweigerte Frau Nerkowska mit der Begründung, dass sie nicht in Polen 
wohne, die Zahlung einer ihr zuvor zuerkannten Rente für die Gesundheitsschäden, die sie 
während der Deportation erlitten hatte. 

Frau Nerkowska hat gegen den entsprechenden Bescheid bei einem polnischen Gericht Klage 
erhoben und macht geltend, dass ihr gegenwärtiger Wohnsitz angesichts des Beitritts der 
Republik Polen zur Union kein Hinderungsgrund für die Zahlung dieser Leistung sein dürfe. 

Das mit der Rechtssache befasste Sąd Okręgowy w Koszalinie (Bezirksgericht Koszalin) möchte 
vom Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften wissen, ob das den Bürgern der 
Europäischen Union im EG-Vertrag garantierte Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 
frei zu bewegen und aufzuhalten, einer nationalen Regelung wie der polnischen1 entgegensteht, 
die die Zahlung einer zivilen Kriegs- oder Repressionsopfern gewährten Leistung davon 
abhängig macht, dass der Berechtigte im Inland wohnt. 

Der Gerichtshof weist zunächst darauf hin, dass eine Leistung, deren Zweck in der 
Entschädigung ziviler Kriegs- oder Repressionsopfer für eine von ihnen erlittene psychische oder 
                                                 
1 Gesetz vom 29. Mai 1974 über die Versorgung von Kriegs-  und Militärinvaliden und ihren Familien mit späteren 
Änderungen (Dz. U. 2002, Nr. 9, Position 87) und Gesetz vom 24. Januar 1991 über Kombattanten und bestimmte 
Personen, die Opfer von Kriegs-  und Nachkriegsrepressionen sind (Dz. U. Nr. 17, Position 75). 



körperliche Beschädigung besteht, beim gegenwärtigen Stand des Gemeinschaftsrechts in die 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fällt. Diese müssen von dieser Zuständigkeit jedoch unter 
Beachtung des Gemeinschaftsrechts, insbesondere der Vertragsbestimmungen über die jedem 
Unionsbürger zuerkannte Freiheit, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen 
und aufzuhalten, Gebrauch machen. 

Sodann betont der Gerichtshof, dass die von dem Vertrag eröffneten Erleichterungen der 
Freizügigkeit ihre volle Wirkung nicht entfalten könnten, wenn ein Staatsangehöriger eines 
Mitgliedstaats von ihrer Wahrnehmung durch Hindernisse abgehalten werden könnte, die eine 
Regelung seines Herkunftsstaats dadurch aufstellt, dass sie Nachteile daran knüpft, dass er von 
diesen Erleichterungen Gebrauch gemacht hat. Folglich stellt die polnische Regelung, die 
bestimmte eigene Staatsangehörige allein deswegen benachteiligt, weil sie von ihrer Freiheit, 
sich in einen anderen Mitgliedstaat zu begeben und sich dort aufzuhalten, Gebrauch gemacht 
haben, eine Beschränkung der Freiheiten dar, die der EG-Vertrag jedem Unionsbürger 
verleiht. 

Eine solche Beschränkung der Ausübung der Freiheiten durch die eigenen 
Staatsangehörigen lässt sich nur rechtfertigen, wenn sie auf objektiven, von der 
Staatsangehörigkeit der Betroffenen unabhängigen Erwägungen des Allgemeininteresses 
beruht und in einem angemessenen Verhältnis zu dem mit dem nationalen Recht 
legitimerweise verfolgten Zweck steht. 

Als objektive Erwägungen des Allgemeininteresses, die die fragliche Beschränkung 
rechtfertigen können, sieht der Gerichtshof dementsprechend sowohl den Willen an, die Existenz 
einer Verbindung zwischen der Gesellschaft des betroffenen Mitgliedstaats und dem Empfänger 
einer Leistung sicherzustellen, als auch die Notwendigkeit, zu überprüfen, dass dieser weiterhin 
die Voraussetzungen für den Bezug der Leistung erfüllt. 

Allerdings kann der Umstand, dass der Betroffene zum einen die Staatsangehörigkeit des 
Mitgliedstaats besitzt, der die in Rede stehende Leistung gewährt, und zum anderen mehr als 20 
Jahre lang in diesem Staat gelebt hat, ausreichen, um Verbindungen zwischen diesem Staat und 
dem Empfänger der genannten Leistung zu belegen. Unter diesen Umständen ist das 
Erfordernis eines Wohnsitzes während der gesamten Dauer des Leistungsbezugs als 
unverhältnismäßig anzusehen, da es über das hinausgeht, was erforderlich ist, um eine solche 
Verbindung zu gewährleisten. 

Außerdem lässt sich das Ziel, zu überprüfen, dass der Empfänger einer Invaliditätsrente 
weiterhin die Voraussetzungen für ihren Bezug erfüllt, durch andere Mittel erreichen, die 
weniger restriktiv, aber genauso wirksam sind. 

Der Gerichtshof kommt daher zu dem Ergebnis, dass das Gemeinschaftsrecht einer Regelung 
wie der im vorliegenden Fall in Rede stehenden polnischen Regelung entgegensteht. 



Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den 
Gerichtshof nicht bindet. 

Dieses Dokument ist in folgenden Sprachen verfügbar: CS, DE, EN, ES, EL, FR, HU, IT, PL, SK, 
SL 

Den vollständigen Wortlaut des Urteils finden Sie heute ab ca. 12.00 Uhr MEZ auf der 
Internetseite des Gerichtshofs: 

http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=DE&Submit=rechercher&numaff=C-499/06

Für weitere Auskünfte wenden Sie sich bitte an Ass. iur. Dominik Düsterhaus, 
Tel.: (00352) 4303 3255, Fax: (00352) 4303 2734 
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